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ZEIT STREITGESPRÄCH ZUM
TERRORANSCHLAG IN ISRAEL
 

ÖFFENTLICHE DEBATTE 

Die Sitzungswoche des Deutschen Bundestags steht im Zeichen
der Welle des Terrors, die Israel seit den frühen Morgenstunden
des 7. Oktobers erschüttert. Mehr als 1000 Israelis wurden
durch die Terrororganisation Hamas ermordet, tausende
Menschen sind verletzt und eine noch unbestimmte Anzahl an
Geiseln wurde nach Gaza verschleppt. Was unsere politische
Antwort darauf ist, lesen Sie in dieser Aufgabe.  

Darüber hinaus haben wir uns mit der steigenden Anzahl der
Flüchtlinge beschäftigt. Wir fordern die Einführung von
Bezahlkarten und die Umsetzung des Sachleistungsprinzip.  
 
Ansonsten finden Sie in dieser Ausgabe mein  Streitgespräch in
der ZEIT, in dem ich mit Gregor Gysi darüber rede, was aus
deutscher Sicht nach dem Terrorangriff der Hamas jetzt
politisch geboten ist. Deutsche Staatsräson bedeutet, für die
Sicherheit aller Jüdinnen und Juden zu sorgen. 

Auch darüber, inwiefern Deutschland militärisch helfen kann,
habe ich mit dem SWR gesprochen. Den Link dazu finden Sie  
wie gewohnt am Ende. Ich freue mich auf Ihre Rückmeldung!

Für das Interesse an meiner Arbeit danke ich herzlich und
übersende beste Grüße an Sie.

Liebe Parteifreunde,
sehr geehrte Damen und Herren,
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Die Sitzungswoche des Deutschen Bundestags steht im Zeichen der Welle des Terrors, die Israel seit den

frühen Morgenstunden des 7. Oktobers erschüttert. Mehr als 1000 Israelis wurden durch die

Terrororganisation Hamas ermordet, tausende Menschen sind verletzt und eine noch unbestimmte Anzahl

an Geiseln wurde nach Gaza verschleppt.

In der Fraktionssitzung am Dienstag begrüßten wir S.E. Ron Prosor, Botschafter des Staates Israel in

Deutschland. Für Donnerstag ist eine Regierungserklärung zur Lage in Israel mit anschließender

Aussprache geplant. In diesem Zusammenhang will der Deutsche Bundestag einen gemeinsamen

Entschließungsantrag der Ampel-Fraktionen und der CDU/CSU-Bundestagsfraktion beschließen, in

welchem die Solidarität mit Israel zum Ausdruck kommt. Bereits am Donnerstagnachmittag werden wir als

CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Haushaltsausschuss den vorläufigen Stopp aller direkten und indirekten

Zahlungen an die palästinensischen Gebiete beantragen, denn die Geldflüsse aus Europa in diese Gebiete

muss dringend auf den Prüfstand gestellt werden.

Die Sicherheit Israels ist für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion Staatsräson. Wir verurteilen den

abscheulichen und menschenverachtenden Terrorangriff der Hamas auf den Staat Israel und seine

Bevölkerung. Wir trauern gemeinsam mit den Familien der Opfer. Die israelische Bevölkerung hat ein

Recht darauf, frei von Terror, Angst und Gewalt zu leben. Wir stehen mit voller Solidarität an der Seite des

Staates Israel und seiner Bürgerinnen und Bürger. Dazu zählt selbstverständlich, dass wir Israel bei der

Ausübung seines völkerrechtlich verbrieften Rechts auf Selbstverteidigung zur Seite stehen.

Deutschland hat aufgrund seiner Geschichte eine besondere Verantwortung gegenüber dem jüdischen

Staat Israel. Dazu gehört auch unmissverständlich klarzumachen, dass denjenigen, die auf den Straßen.

Solidarität mit Israel

Deutschlands Gewalt gegen Zivilisten und die

Ermordung unschuldiger Kinder, Frauen

sowie Männer zelebrieren, mit der vollen

Härte des Rechtsstaats begegnet wird. Die

Verherrlichung von Gewalt ist nicht durch

die Meinungsfreiheit im Sinne des

Grundgesetzes gedeckt. Die beschämenden

Vorgänge auf den Straßen Berlin-Neuköllns

und auch andernorts müssen unverzüglich

aufgeklärt und strafrechtlich geahndet

werden. Nichtdeutsche Staatsbürger, die

rechtskräftig verurteilt werden, müssen des

Landes verwiesen werden.

Wir fordern außerdem, dass alle direkten

und indirekten Zahlungen Deutschlands und

der Europäischen Union in die

palästinensischen Gebiete sofort gestoppt

und mit kritischem Maßstab einer Prüfung

unterzogen werden. Geld kann zukünftig

nur erhalten, wer sich zweifelsfrei vom

Terror distanziert und die Existenz Israels

unmissverständlich anerkennt.



Bezahlkarten einführen – Sachleistungsprinzip konsequent
umsetzen

W O C H E  

Der aktuelle Flüchtlingszustrom bringt Deutschland an seine Belastungsgrenze. Die Kommunen sind mit der

aktuellen Situation überfordert. Gleichzeitig nimmt die Akzeptanz der Bevölkerung für die Aufnahme

weiterer Asylsuchender zunehmend ab. Wir wollen die Anreize für eine ungesteuerte Migration nach

Deutschland senken. Die hohen Sozialleistungen für Asylbewerber sind ein Grund, der dazu beiträgt, dass

übermäßig viele Asylsuchende einen Aufenthalt in Deutschland gegenüber einem Aufenthalt in einem

anderen EU-Mitgliedsstaat bevorzugen. Um Anreize zu verringern, sollten Bargeldzahlungen von Leistungen

so weit wie möglich vermieden werden. Sofern möglich sollten deshalb Leistungen in erster Linie als

Sachleistungen für die Leistungsberechtigten angeboten werden. Mit unserem Antrag – den wir in dieser

Woche in erster Lesung beraten – greifen wir deshalb einen Vorschlag aus dem Freistaat Bayern auf, für

Bezieher von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz eine bargeldlose Bezahlkarte einführen.

Somit wird eine angemessene, praktikable und gerechte Balance zwischen Sach- und Geldleistungen

geschaffen, die eine Basis für eine breite Akzeptanz in der Gesellschaft sein kann. Gleichzeitig wäre die

Einführung einer solchen Bezahlkarte eine konsequente Weiterentwicklung des Sachleistungsprinzips. Eine

Integration in die Gesellschaft wird durch die Bezahlkarte nicht behindert. Der Vorschlag findet auch

weitere Zustimmung: 69 Prozent der Deutschen sind laut einer INSA-Studie dafür, dass Asylbewerber eher

Sach- statt Geldleistungen erhalten.

M I G R A T I O N

Besuch aus dem Wahlkreis in Berlin!

Habe mich sehr über den Besuch aus meinem

Wahlkreis gefreut! Und natürlich über den

Karnevalsorden der Prinzen Garde! 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/025/2002556.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/025/2002556.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/025/2002556.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/025/2002556.pdf


ZEIT STREITGESPRÄCH ZUM TERRORANSCHLAG IN ISRAEL

W O C H E  

In der aktuellen Ausgabe der ZEIT streite ich mit Gregor Gysi darüber, was aus deutscher Sicht

nach dem Terrorangriff der Hamas jetzt politisch geboten ist. Deutsche Staatsräson bedeutet, für

die Sicherheit aller Jüdinnen und Juden zu sorgen. Es ist unsere historische Pflicht. Wir können

und sollten mehr tun.

Z E I T  S T R E I T G E S P R Ä C H  

https://www.linkedin.com/company/zeit-online/


Hier gehts zum Interview. 

Ö F F E N T L I C H E  D E B A T T E   

Allgemeiner Hinweis
Wenn Sie den Newsletter gesondert

zugeschickt bekommen möchten,
schreiben Sie uns gerne! 

(serap.gueler@bundestag.de) 

Tagesgespräch beim SWR zum Thema
militärische Hilfe Israels 

Isreals Sicherheit ist deutsche Staatsräson 

Die Nachrichten aus Israel erschüttern
mich immer noch. Dieser feige Anschlag

der Terrororganisation muss ohne Wenn
und Aber verurteilt, die Konsequenzen

gezogen werden. Meine Gedanken und  
Gebete sind bei den Menschen in Israel.

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-09/serap-gueler-migration-kommunen-ampel-koalition-afd
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-09/serap-gueler-migration-kommunen-ampel-koalition-afd
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2023-09/serap-gueler-migration-kommunen-ampel-koalition-afd

